
822 Material iür Propagandisten und Agitatoren

1. März 1S49 die Enteignung von 
5525 Gutswirtschaften beschlossen.

In der Landwirtschaft gibt es heute 
drei Sektoren: den sozialistischen, den 
Sektor der kleinen Warenproduktion, den 
kapitalistischen Sektor. Der sozialistische 
Sektor umfaßte im August 1954 mehr als 
20 Prozent der Anbaufläche des Landes. 
So bestanden 2084 Kollektivwirtschaften 
mit einer Gesamtfläche von 850 000 Hek­
tar Land und 2384 landwirtschaftliche 
Arbeitsgemeinschaften. Staatsgüter, Kol­
lektivwirtschaften und landwirtschaftliche 
Arbeitsgemeinschaften erzielen durch An­
wendung moderner Maschinen und fort­
schrittlicher Anbaumethoden höhere Ern­
ten als die Einzelbauern. Etwa 220 Ma­
schinen- und Traktorenstationen stehen 
heute den Bauern zur Verfügung. Von 
1949 bis 1954 wurden der Landwirtschaft 
mehr als 13 000 Traktorenpflüge, 5000 
Sämaschinen (mechanisch betrieben), 6000 
Kultivatoren, 3000 Mähbinder und 1000 
Mähdrescher zur Verfügung gestellt, die 
auch den werktätigen Einzelbauern die 
Arbeit erleichtern helfen. So konnten die 
Hektarerträge im ganzen Lande gesteigert 
und mehr Industriepflanzen angebaut 
werden. Bis zum Jahre 1956 soll erreicht 
werden, daß die gesamte Anbaufläche von 
10 Millionen Hektar genutzt wird. Eine 
Voraussetzung dafür ist, qualifizierte 
Kader für die Landwirtschaft zu schaffen. 
Die Partei und Regierung widmen dieser 
Aufgabe alle Aufmerksamkeit. Im Jahre 
1933 entfiel auf 12 500 Hektar ein Agro­
nom, heute betreut ein Agronom 2000 
Hektar. Auf dem Gebiet der Viehzucht 
ist gleichfalls eine gute Aufwärtsentwick­
lung zu verzeichnen. Durch die erhöhte 
landwirtschaftliche Produktion wird nicht 
nur der ständig steigende Bedarf der 
"Werktätigen gedeckt, sondern es erwei­
tern sich auch die Möglichkeiten, zu 
exportieren.

Die Rumänische Volksrepublik ist ein
Nationalitätenstaat 

Als am 6. März 1945 die Regierung 
Groza berufen wurde, war es eine ihrer 
dringendsten Aufgaben, die Feindschaft 
zwischen den Rumänen und den natio­
nalen Minderheiten zu beseitigen. Durch

ein Nationalitätenstatut wurden für alle 
Bürger Rumäniens die gleichen Rechte, 
ohne Unterschied der Sprache, Rasse, 
Religion oder Nationalität, gewährleistet. 
Zugleich erhielten alle Bürger die Mög­
lichkeit, selbst die Muttersprache zu 
wählen und Schulen aller Grade in der 
eigenen Sprache zu gründen. Damit wurde 
eine neue Entwicklung in der Nationali­
tätenfrage eingeleitet.

Die Rumänische Arbeiterpartei läßt sich 
in der nationalen Frage von den Prin­
zipien des Marxismus-Leninismus leiten. 
Während im alten Rumänien die Macht­
haber • die Nationalitäten untereinander 
aufwiegelten und sogar Pogrome ent­
fachten, leben heute 14 Nationalitäten 
— so Ungarn, Juden, Russen, Ukrainer, 
Bulgaren, Griechen, Albanier, Serben, 
Deutsche usw. — in der Rumänischen 
Volksrepublik friedlich nebeneinander und 
bauen gemeinsam den neuen sozialisti­
schen Staat auf. „Die Politik der Gleich­
berechtigung“, so sagte Ministerpräsident 
Gheorghe Gheorghiu-Dej, „ist mit der 
Politik der Verbrüderung zwischen dem 
rumänischen Volk und den mit ihm zu­
sammenlebenden Nationalitäten eng ver­
bunden, zumal das brüderliche Zusammen­
leben auf Grund der Rechtsgleichheit als 
ein Hauptbestandteil der Festigung und 
der Entwicklung der Demokratie be­
trachtet wird.“

In der Rumänischen Volksrepublik ist 
die Hetze gegen die Nationalitäten oder 
gegen andere Rassen unter Strafe gestellt. 
Im Geiste des proletarischen Internatio­
nalismus, dem jeder Haß gegen andere 
Völker und Nationalitäten fremd ist, 
stehen die Werktätigen aller Nationali­
täten Schulter an Schulter. Ihre Gleich­
berechtigung ist gemäß der Verfassung 
der Rumänischen Volksrepublik garan­
tiert. Sie drückt sich darin aus, daß diese 
zusammen" mit den rufnänischen Werk­
tätigen an der staatlichen Verwaltung, 
der Wirtschaft und am kulturellen Leben 
gleichberechtigt teilnehmen. 77 Abgeord­
nete der nationalen Minderheiten be­
finden sich im höchsten Machtorgan, der 
Großen Nationalversammlung. Mehr als 
13 000 Abgeordnete aus den Reihen der 
nationalen Minderheiten sind in die Orts-, 
Kreis- und Bezirksvolksräte gewählt


